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Öffentliche Bekanntmachung 
der Umlegungsstelle für die Gemeinde Alfter 

 
Umlegungsverfahren „Gewerbegebiet Alfter-Nord“ 
Inkraftsetzung gemäß § 71 Abs. 1 BauGB 
 
Der Umlegungsplan für das Umlegungsgebiet „Gewerbegebiet Alfter-Nord“ ist am 11.08.2025 unanfechtbar 
geworden. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird nach § 72 des Baugesetzbuches (BauGB i. d. F. der Bekanntmachung vom 
03.11.2027, BGBl. I S. 3634) der bisherige Rechtszustand durch den in dem Umlegungsplan vorgesehenen 
neuen Rechtszustand ersetzt. Die Bekanntmachung schließt die Einweisung der neuen Eigentümer in den 
Besitz der zugeteilten Grundstücke ein. 
Die Berichtigung des Grundbuches und des Liegenschaftskatasters wird bei den zuständigen Behörden 
veranlasst. Bis zur Berichtigung des Grundbuches ist die Einsicht in den Umlegungsplan jedem gestattet, der 
ein berechtigtes Interesse darlegt. 
 
Die neu anzulegenden öffentlichen Flächen sowie die Einziehung der alten Verkehrsflächen gelten mit der 
endgültigen Überlassung für den Verkehr als gewidmet. Der Träger der Straßenbaulast gibt den jeweiligen 
Zeitpunkt öffentlich bekannt. 
 
Rechtsbehelf 
Die Bekanntmachung der Unanfechtbarkeit des Umlegungsplanes können Sie durch Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung anfechten. 
Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe bei der Umlegungsstelle  
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur Alexander Stobbe M.Sc., Reisertstraße 24, 53773 Hennef 
einzureichen. Der Antrag kann auch durch die Übermittlung eines elektronischen Dokumentes mit qualifizierter 
elektronischer Signatur an die E-Mail-Adresse umlegung@vermessung-stobbe.de gestellt werden. 
Der Antrag muss den Umlegungsplan bezeichnen, gegen den er sich richtet. Er soll die Erklärungen enthalten, 
inwieweit die Festsetzungen des Umlegungsplans angefochten werden und einen bestimmten Antrag dazu 
enthalten. Er soll die Gründe sowie die Tatsachen und Beweismittel angeben, die zur Rechtfertigung des 
Antrags dienen. 
Es wird außerdem darauf verwiesen, dass der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ohne Rechtsanwalt gestellt 
werden kann, dass aber für die weiteren prozessualen Erklärungen in der Hauptsache der Antragsteller sich 
eines vertretungsberechtigten Rechtsanwalts bedienen muss (§222 Abs. 3 BauGB). 
Über den Antrag entscheidet die Kammer für Baulandsachen beim Landgericht Köln. 
Wird die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten oder eines Vertreters versäumt, so wird dessen 
Verschulden dem vertretenen Beteiligten zugerechnet. 
 
Alfter, den 01.09.2025 
  
gez. Dr. Neugebauer 
Vorsitzendes Mitglied des Umlegungsausschusses 


